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114. Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich PV-Freiflächenanlage OSKO 
hier: Beschluss zur öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 

 
    
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Wirtschaftsförderung billigt den vorliegen-
den Planentwurf mit den nach der frühzeitigen Beteiligung vorgenommenen Änderungen und be-
schließt gemäß § 3 Abs. 2 BauGB, dass der Entwurf der 114.. Änderung des Flächennutzungspla-
nes der Stadt Ochtrup im Bereich PV.-Freiflächenanlage OSKO nebst Begründung und den we-
sentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen öffentlich auszulegen ist. 
Wesentliches Ziel dieses Bauleitplanverfahrens ist die Ausweisung eines Sondergebietes für PV-
Freiflächenanlagen. 
 
Der Geltungsbereich ist im anliegenden Plan gekennzeichnet und umfasst die Flurstücke 14 und 
13 tlw., Flur 108, Gemarkung Ochtrup. 
 
Der Flächennutzungsplan soll in der Weise geändert werden, dass anstelle der Fläche für die 
Landwirtschaft ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Photovoltaikanlagen ausgewiesen 
wird. 
 
Sachdarstellung: 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Wirtschaftsförderung der Stadt Ochtrup hat 
in seiner Sitzung am 24.03.2021 die Aufstellung der 114. Änderung des Flächennutzungsplanes 
beschlossen und die Verwaltung beauftragt, die Öffentlichkeit, die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange am Verfahren zu beteiligen. 
 
Nach Vorlage der erforderlichen Unterlagen durch den Antragsteller hat die Beteiligung in der Zeit 
vom 07.07.2022 bis 08.08.2022 stattgefunden. Das Ergebnis ist als Anlage beigefügt. 
 
Ergebnis der landesplanerischen Anfrage 
 
Text der Stellungnahme vom 17.08.2022 
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Mit o.g. Schreiben vom 11.08.2022 haben Sie uns über die beabsichtigte 114. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes der Stadt Ochtrup informiert und um raumordnungsrechtliche Stellungnahme 
gebeten. Ziel der Planung ist die Errichtung einer Freiflächenphotovoltaikanlage nördlich des Be-
triebsgeländes der Firma Osko GmbH. Im Flächennutzungsplan ist laut vorliegender Planzeich-
nung die Darstellung eines Sondergebietes gem. § 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung „PV-
Freiflächenanlage“ vorgesehen. 
 
Die raumordnerischen Ziele und Grundsätze für die Errichtung von Freiflächenphotovoltaikanlagen 
sind im Landesentwicklungsplan (LEP) NRW (Kapitel 10.2., Ziel 10.2-5) sowie im Sachlichen Teil-
plan Energie (STE) des Regionalplans Münsterland festgelegt (Kapitel 1.4, Randnummern 141 bis 
173, Ziel 8 und Grundsatz 5). Diese Festlegungen sind nur dann einschlägig, wenn ein Vorhaben 
gem. § 3 Abs. 1 Nr. 6 Raumordnungsgesetz (ROG) raumbedeutsam ist. 
 
Die Beurteilung der Raumbedeutsamkeit einer Freiflächenphotovoltaikanlage kann nur im konkre-
ten Einzelfall erfolgen. Dabei sind abhängig vom jeweiligen Standort und der Größe mögliche ent-
gegenstehende Belange des Regionalplans Münsterland einschließlich der Frage der Raumbean-
spruchung und Raumbeeinflussung zu prüfen. Grundsätzlich ist bei einer Größe ab 10 ha von ei-
ner Raumbedeutsamkeit alleine aufgrund der Rauminanspruchnahme auszugehen. Allerdings 
können auch Anlagen von unter 10 ha bei einer entsprechenden Raumbeeinflussung das Kriterium 
der Raumbedeutsamkeit erfüllen. 
 
Die Inanspruchnahme von Flächen für die raumbedeutsame Nutzung der Solarenergie ist gem. 
Ziel 10.2-5 LEP nur an baulich vorgeprägten Standorten, auf Aufschüttungen und entlang von 
Bundesfernstraßen oder Schienenwegen mit überregionaler Bedeutung möglich, sofern der 
Standort mit der Schutz- und Nutzfunktion der jeweiligen Festlegung im Regionalplan vereinbar ist. 
Der STE konkretisiert die Vorgaben des Ziels 10.25 LEP für den Planungsraum Münsterland. Ge-
mäß Ziel 8.1 STE ist die Darstellung von „besonderen Bauflächen“ für Freiflächenphotovoltaikan-
lagen in den Flächennutzungsplänen in den Gebietskategorien, die der Freiraumnutzung dienen, in 
der Regel zu vermeiden. Ausnahmen sind gem. Ziel 8.2 STE nur innerhalb von Allgemeinen Frei-
raum- und Agrarbereichen (AFAB) und Bereichen für den Schutz der Landschaft und der land-
schaftsorientierten Erholung (BSLE) zulässig, wenn es sich u.a. um Standorte entlang von Bun-
desfernstraßen oder Schienenwegen mit überregionaler Bedeutung handelt. Dabei ist gem. Ziel 
8.3 STE bei der Inanspruchnahme der o.g. Flächen sicherzustellen, dass erhebliche Beeinträchti-
gungen des Arten- und Biotopschutzes, der landwirtschaftlichen Nutzung, des Gewässerschutzes, 
der bedeutsamen Kulturlandschaftsbereiche und des Orts- und Landschaftsbildes auch in der Um-
gebung ausgeschlossen werden. Die Entstehung von bandartigen Strukturen ist zu vermeiden. 
 
Die Fläche, die Gegenstand der 114. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Ochtrup ist, 
weist eine Größe von rd. 1 ha auf. Aus der Rauminanspruchnahme lässt sich aufgrund der Größe 
des Vorhabens zunächst keine Raumbedeutsamkeit der Maßnahme ableiten. 
 
Der Regionalplan Münsterland legt an dem Standort einen Allgemeinen Freiraum- und Agrarbe-
reich (AFAB) mit Überlagerung eines Bereiches zum Schutz der Landschaft und landschaftsorien-
tierten Erholung (BSLE) fest. Auf der Vorhabenfläche ist darüber hinaus eine Biotopverbundfläche 
von besonderer Bedeutung (LANUV NRW VB-MS-3708-102) zu identifizieren. Es handelt sich da-
bei um eine großräumige Parklandschaftseinheit nördlich von Ochtrup, deren Schutz- und Entwick-
lungsziel die Erhaltung und Optimierung des Parklandschaftsbereiches, beispielsweise durch Ex-
tensivierung der landwirtschaftlichen Nutzung, ist. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt lassen sich keine 
Gründe zur Annahme einer Raumbedeutsamkeit des Vorhabens aufgrund einer Raumbeeinflus-
sung erkennen. 
 
Insgesamt komme ich zu dem Ergebnis, dass auf Grundlage der vorgelegten Unterlagen eine An-
passung der Planung an die Ziele der Raumordnung in Aussicht gestellt werden kann. 
 
Ich bitte um erneute Beteiligung gem. § 34 Abs. 5 LPlG unter Vorlage eines vollständigen Entwurfs 
des Bauleitplanes. 
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Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz 
Ergänzend weise ich darauf hin, dass am 1. September 2021 der länderübergreifende Raumord-
nungsplan Hochwasserschutz (BRPH), als Anlage der Verordnung über die Raumordnung im 
Bund für einen übergreifenden Hochwasserschutz, in Kraft getreten (BGBl. I 2021, S. 3712) ist. 
Der Plan soll das Wasserrecht unterstützen und ergänzen. Er dient dazu, den Hochwasserschutz 
u.a. durch vorausschauende Planung zu verbessern. Die Ziele des BRPH sind bindend und daher 
im Rahmen der Bauleitplanung zu beachten, die Grundsätze zu berücksichtigen. Es ist daher not-
wendig, dass in den Planunterlagen, die Sie nach § 34 Abs. 5 LPlG vorlegen, deutlich wird, dass 
Sie sich auch mit den Zielen und Grundsätzen des BRPH auseinandergesetzt haben. 
 
Insbesondere sind folgende Ziele und Grundsätze zu beachten bzw. berücksichtigen: 

 Ziel I.1.1 des Kapitels I.1 (Allgemeines: Hochwasserrisikomanagement) 

 Ziel I.2.1 des Kapitels I.2 (Allgemeines: Klimawandel und –anpassung) 

 Grundsatz II.1.1 des Kapitels II.1 (Schutz vor Hochwasser ausgenommen Meeresüberflutun-
gen: Einzugsgebiete nach § 3 Nummer 13 WHG) 

 Ziel II.1.3 des Kapitels II.1 (Schutz vor Hochwasser ausgenommen Meeresüberflutungen: Ein-
zugsgebiete nach § 3 Nummer 13 WHG) 

 
Hinweis: Laut der Starkregengefahrenhinweiskarte NRW sind bei Starkregenereignissen auf der 
Fläche Wasserhöhen von bis zu 0,65 m möglich. 
 
Städtebaulicher Hinweis des Dezernates 35 
Auf der Planzeichnung ist die Zweckbestimmung „PV-Freiflächenanlage“ angegeben. In der Be-
gründung wird die Zweckbestimmung mit „Photovoltaik“ beschrieben. Aus Gründen der Eindeutig-
keit sollte die Zweckbestimmung in der Begründung mit der auf der Planzeichnung identisch sein. 
 
Umweltrelevanz: 
 
Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens werden ein Umweltbericht und eine Artenschutzvorprüfung 
erarbeitet, in denen ggf. Maßnahmen festgelegt werden. 
 
Haushaltsrechtliche Beurteilung: 
 
Die Kosten des Bauleitplanverfahrens sowie die Kosten für etwaige Gutachten sind vom Antrag-
steller zu tragen. 
 
Generationengerechtigkeit: 
 
Die Erzeugung und Nutzung erneuerbarer Energien ist auch für zukünftige Generationen von 
Wichtigkeit. 
 
Anmerkung der Verwaltung: 
 
Auf den Versand aller Anlagen in Papierform wird aus Umweltschutzgründen verzichtet. Die rele-
vanten Unterlagen (Pläne, Berichte, Gutachten u.ä.) wurden der Vorlage im Internet beigefügt und 
stehen in der Sitzung zur Einsichtnahme zur Verfügung. 
 
 
  
Im Auftrage: 
 
 
 
Korten 
 
 


